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Vom Bundesvorstand beschlossen: 

Programm zur 
Bekämpfung der 
Jugend- 
arbeitslosigkeit 
Der Bundesvorstand der CDU hat auf seiner 
Sitzung am 23. Januar 1984 ein „Programm zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit" 
^schlössen. Damit wurde ein Auftrag des 
3.1- Bundesparteitages vom 26. Mai 1983 er- 
eilt. Unter dem Vorsitz des Generalsekretärs, 
Bundesminister Heiner Geißler und der stell- 
vertretenden Vorsitzenden der Zukunftskom- 
^ission Jugend, MdB Renate Hellwig, hatte 
f!e Kommission einen Entwurf erstellt, der al- 
len Gliederungen der Partei zur Diskussion 
Vorgelegt worden ist. Zu dem Entwurf sind 
rUnd 170 Änderungs- und Ergänzungsvor- 
schlage eingegangen. Über den Beschluß des 
Bundesvorstandes wird der Bundesausschuß 
*m 20. Februar 1984 entscheiden. 

^s Programm der CDU zur Bekämpfung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit ist ein „Programm der vielen 
deinen Schritte", die kurz- und mittelfristig möglich 
sind, um jungen Menschen mehr Arbeitsplätze zu 
Erschaffen. ~ (Fortsetzung auf Seite 2) 
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1. Notwendig ist es heute, vor allem die gegenwärtigen Ursachen der Jugendarbeitslo- 
sigkeit zu beseitigen. Zwei Drittel aller arbeitslosen Jugendlichen sind ohne Berufsaus- 
bildung. Daher setzt dieses Programm für die Berufsausbildung einen deutlichen 
Schwerpunkt. 
2. Jugendarbeitslosigkeit ist ein Teilproblem der allgemeinen Arbeitslosigkeit und Folge 
tiefgreifender konjunktureller und struktureller Wandlungen. Erforderlich ist vor allem ei- 
ne Förderung des wirtschaftlichen Wachstums mit den Mitteln der Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik. Die Förderung von Investitionen und die Verbesserung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen soll es den Unternehmen ermöglichen, mehr Arbeits- und Ausbil- 
dungsplätze anzubieten. Der nächste Bundesparteitag der CDU in Stuttgart vom 9. bis 
11. Mai 1984 wird zu diesem Thema ein gesamtwirtschaftliches Konzept verabschieden- 
3. Jugendliche sind von den negativen Auswirkungen der Arbeitslosigkeit besonders 
schwer betroffen. Junge Menschen dürfen an der Schwelle des Berufslebens nicht mit 
langfristigen Perspektiven vertröstet werden, so sehr diese auch sachlich begründet 
sein mögen. Deshalb ist rasches Handeln erforderlich. Zu den vorgeschlagenen Maß- 
nahmen des Programms zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zählen u. a.: 
— Um das vorhandene Ausbildungsplatzangebot tatsächlich zu nutzen (jährlich bleiben 
ca. 20000 Plätze unbesetzt), soll vorübergehend eine Lehrstellen-Annahmekarte einge- 
führt werden, um die Blockierung und den damit oft verbundenen Wegfall von Ausbil- 
dungsplätzen für das laufende Ausbildungsjahr zu verhindern. 
— Besonders schwer betroffen von der Arbeitslosigkeit sind Mädchen und junge Frau- 
en. Die CDU hat zu diesem Bereich einen Katalog von Schwerpunktmaßnahmen inner- 
halb dieses Programms vorgelegt, die vor allem darauf abzielen, neue Möglichkeiten in 
gewerblich-technischen Berufen zu erschließen. 
— Die bisherigen Erfahrungen mit dem schulischen Berufsgrundbildungsjahr haben 
gezeigt, daß sich die zwingende Anrechnung des vollen Jahres ausbildungshemmend 
auswirkt. Die CDU schlägt vor, die Anrechnung in Übereinstimmung mit der Wirtschaft 
neu zu regeln. Dabei soll aber die Berücksichtigung von mindestens der Hälfte des Be- 
rufsgrundbildungsjahres sichergestellt sein. 
— In Regionen, in denen die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in den nächsten Jah- 
ren nicht voll erfüllt werden kann, schlägt die CDU eine vorübergehende Vollausbildung 
in über- und außerbetrieblichen Ausbildungsstätten vor. Trotz aller damit verbundenen 
Nachteile sollen zur Behebung von Engpässen auch Berufsfachschulen vorübergehend 
Angebote zur vollen Berufsausbildung machen. 
— Die CDU spricht sich dafür aus, durch Ausnutzung aller Möglichkeiten zur Arbeits- 
zeitverkürzung eine Ausweitung des Arbeitsplatzangebotes anzustreben. Dazu gehören 
insbesondere: 
— eine flexible Gestaltung der Arbeitszeit, die älteren Arbeitnehmern mehr Entschei- 
dungsfreiheit für die Vorbereitung auf das Alter ermöglicht, 
— ein Angebot für den freiwilligen Übergang in den vorzeitigen Ruhestand, 
— die Ausweitung des Angebotes von Teilzeitarbeit auch im öffentlichen Dienst, 
— verstärkte Förderung der Möglichkeit, Ausbildungsplätze zu teilen, 
— gesetzliche und tarifvertragliche Erleichterungen von befristeten Arbeitsverträgen in 
besonderen Fällen, z.B. als Vertretung für wehrpflichtige Arbeitnehmer oder für Frauen 
im Mutterschaftsurlaub. 
Um zu einem zusätzlichen Arbeitsplatzangebot im Bereich des öffentlichen Dienstes 
kommen zu können, spricht sich die CDU für eine Heraufsetzung der Höchstdauer der 
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Erklärung des Bundesvorstandes zum Fall Kießling 
2um Fall Kießling hat der Bundesvorstand auf seiner Sitzung am Montag, 
23. Januar 1984, in Bonn folgenden einstimmigen Beschluß gefaßt: 
°er Bundesvorstand hat einen Bericht von Bundesminister Wörner gehört. Er hat 
dem Minister sein Vertrauen ausgesprochen und volle Unterstützung zugesagt. Er 
hat darüber hinaus die Gelegenheit benutzt, Manfred Wörner für seine Leistungen 
a's Bundesminister der Verteidigung zu danken. Manfred Wörner hat der Bundes- 
wehr ein neues Selbstvertrauen gegeben. Es war nicht zuletzt seine besonnene, ver- 
antwortungsbewußte Argumentation, die einen maßgeblichen Anteil am guten Ver- 
ruf der Friedensdiskussion und an der Entscheidung des Deutschen Bundestages 

gehabt hat. 
Der Bundesvorstand legt Wert auf folgende Feststellungen: 
*• Wenn es um die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland geht, dürfen keine 
Risiken in Kauf genommen werden. 
2- Nachdem - ohne jegliches Zutun des Ministers - eine öffentliche Debatte über 
Mögliche homosexuelle Beziehungen von General Kießling entstanden ist, muß in 
d'eser Sache rückhaltlose Aufklärung geschaffen werden. Die Ehre eines Mitbürgers 
hat als unangetastet zu gelten, solange nicht zwingende Beweise dem entgegenste- 
hen. 
3- Sollten im MAD Unzulänglichkeiten oder gar Unkorrektheiten in diesem Zusam- 
menhang oder auch in früheren Jahren vorgekommen sein, sind auch diese unver- 
*üglich aufzuklären. 

Öeurlaubung ohne Dienstbezüge und für vermehrte Möglichkeiten der Teilzeitbeschäfti- 
9Ur>g aus. Um weitere Beschäftigungsmöglichkeiten zu eröffnen, sollten Nebentätigkei- 
ten für öffentlich bedienstete Arbeitnehmer und Überstunden im öffentlichen Dienst so- 
We't wie möglich abgebaut werden. So kann z.B. im Bereich der Erwachsenenbildung 
auf die Berufserfahrung bewährter Lehrkräfte nicht verzichtet werden. Jedoch sollte 
[Jach Auffassung der CDU die vorher nebenamtlich ausgeübte Beschäftigung auf die Ar- 
eitszeit im Hauptamt angerechnet werden, so daß dadurch auch Neueinstellungen er- 

möglicht werden. Die CDU vertritt die Auffassung, daß diesen Beamten ein Solidaritäts- 
be'trag zugunsten ihrer arbeitslosen jungen Kollegen zugemutet werden muß. 
UfTl eine Benachteiligung von Jugendlichen, die zur Ableistung des Wehr- oder Zivildien- 
stes anstehen, ausschließen zu können, empfiehlt die CDU eine besonders flexible Ein- 

erufungspraxis, die es z.B. arbeitslosen Jugendlichen ermöglicht, auch bereits dann 
lnren Wehrdienst oder Zivildienst abzuleisten, wenn sie zum regulären Dienstantritt 
n°ch nicht anstehen. 

!^ngerfristige Arbeitslosigkeit führt bei jungen Menschen zu dem Gefühl, nicht ge- 
bucht zu werden. Die CDU schlägt vor, Kommunen, Körperschaften und Wohlfahrts- 
Verbände durch staatliche Förderung in die Lage zu versetzen, jedem nicht in ein nor- 
^a|es Arbeitsverhältnis vermittelbaren Jugendlichen eine Beschäftigungsmöglichkeit 
Unter Anwendung der für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen geltenden Kriterien (als Min- 
destlohn) anbieten zu können. Dabei sollte auch an kostenneutrale Teilzeitarbeitsplätze 
l/^BM) gedacht werden. 
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C-WAFFEN 

Gleichgewicht 
kann nur lauten: 
null zu null 
Die Bundesregierung wird den Vor- 
schlag der Mitgliedstaaten des 
Warschauer Paktes an die Mitglied- 
staaten des Atlantischen Bündnis- 
ses über Abrüstung chemischer Waf- 
fen (C-Waffen) in Europa sorgfältig 
prüfen und anschließend mit unseren 
Bündnispartnern beraten. Dies ent- 
spricht der Bedeutung, die alle bis- 
herigen Bundesregierungen und die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion der 
verläßlichen Abrüstung der C-Waffen 
beigemessen haben, erklärte Alois 
Mertes, Staatsminister im Auswärti- 
gen Amt. 

Sollte der Vorschlag neue Elemente 
enthalten, die geeignet sind, dem drin- 

genden Ziel der weltweiten und kontrol- 
lierten Abrüstung der C-Waffen näher zu 
kommen, wird der Westen entsprechend 
seiner bekannten konstruktiven Haltung 
bei den Verhandlungen im Genfer Abrü- 
stungsausschuß über ein weltweites und 
überprüfbares Verbot der Entwicklung, 
Herstellung und Lagerung chemischer 
Waffen sowie über die Vernichtung derar- 
tiger Waffen und ihrer Produktionsstätten 
solche Elemente selbstverständlich posi- 
tiv aufgreifen. 

Für den Abschluß eines weltweiten und 
völligen C-Waffen-Verbots setzt sich die 
Bundesrepublik Deutschland seit 1955 in 
allen zuständigen Gremien ein. Die Glaub- 
würdigkeit der Abrüstungspolitik steht 
und fällt auch bei den C-Waffen mit der ef- 
fektiven   Überprüfbarkeit   der   von   den 

Staaten eingegangenen Verpflichtungen 
Das gilt insbesondere für die in ihrer Wir 
kung verheerenden C-Waffen. 

Eine C-Waffen-Aufrüstung wäre eine s" 
entsetzliche Geißel der Menschheit, daß 
sie im Keim effektiv und nachprüfbar er- 
stickt werden muß. Das Gleichgewicht afl 
C-Waffen muß künftig null zu null lauten 
Zur Zeit besteht ein erhebliches Übergß' 
wicht der UdSSR, das ständig zunimm' 
Die Glaubwürdigkeit der C-Waffen-Abrü' 
stung hängt von der immer dringlichef 

werdenden Transparenz der weltweit tat' 
sächlich vorhandenen militärischen Mitte' 
ab. 

Die Bundesregierung setzt sich nicht nur 

für ein regionales, sondern für ein weltwe"' 
tes Verbot aller Waffen ein. Damit würdet 
automatisch auch alle C-Waffen in Europa 
abgeschafft. Mit unseren Verbündete'1 

halten wir daher gesonderte Verhandln' 
gen über eine C-Waffen-freie Zone in Eü' 
ropa für ungeeignet, die fortgeschrittene11 

Bemühungen im Genfer AbrüstungsaüS' 
schuß zu fördern. Das Kernproblem dar 

Genfer Verhandlungen, nämlich die erfor' 
derliche zuverlässige Nachprüfung der 

Einhaltung der Verbotsbestimmungen1 

würde sich im übrigen bei einer regionale'1 

Behandlung des Themas nicht ander5 

stellen. Im Gegenteil: Dann würde das zü' 
sätzliche Problem entstehen, Kontrollma»' 
nahmen zu finden, die sicherstellen, daB 

keine C-Waffen außerhalb Europas in eine 

C-Waffen-freie Zone in Europa gebracn 
werden. Die Sowjetunion und ihre Verbün- 

deten haben weiterhin Gelegenheit, irt1 

Genfer Abrüstungsausschuß den Nacf1' 
weis zu erbringen, daß ihnen nicht an \r(e. 
führung der westlichen Öffentlichkeit un 
an einem weltweiten Ungleichgewicht & 
C-Waffen, sondern an weltweiter ufl° 
überprüfbarer C-Waffen-Abrüstung wi^' 
lieh ernsthaft gelegen ist. 



UiD 3 • 26. Januar 1984 • Seite 5 

AUSBILDUNGSPLÄTZE 

Bundesregierung setzt auch 1984 
volles Vertrauen in die Wirtschaft 
Auf dem Markt für Ausbildungsplätze 
ist Vertrauen besser als Drohen. 
Dies hat das Jahr 1983 klar bewie- 
sen, erklärte auf einer Pressekonfe- 
renz die Bundesministerin für 
Bildung und Wissenschaft, Frau 
Borothee Wilms. Auch in der Berufs- 
bildung gilt, daß marktwirtschaftliche 
'nstrumente eher zum Erfolg führen 
als bürokratisches Planen. Der Weg 
der Bundesregierung, Vertrauen in 
die Wirtschaft zu setzen, wurde ein- 
drucksvoll als richtig bestätigt. 
Staatliche Maßnahmen sind nicht in 
der Lage, das freie Engagement der 
Wirtschaft zu ersetzen. 

Das Ausbildungsjahr 1983 war in vieler 
Hinsicht durch Extreme gekennzeich- 

n©t: Noch niemals in der Nachkriegszeit 
Wurden so viele Ausbildungsverträge ab- 
9eschlossen wie 1983. Noch niemals war 
^as Gesamtangebot an Ausbildungsplät- 
zen mit 697339 so hoch wie 1983. Gleich- 
zeitig wurde der bisherige Spitzenwert der 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen um 
60ooo übertroffen. Dennoch waren am 
Jahresende nicht mehr Jugendliche ohne 
Ausbildungsangebot als am Jahresende 
1982. 

31000 noch nicht vermittelte Bewerber 
^aren am 31. Dezember 1983 bei den Ar- 
beitsämtern gemeldet; dem standen noch 
Mehrere tausend Ausbildungsangebote 
aus dem Sonderprogramm des Bundes 
Ur,d an unbesetzten Lehrstellen gegen- 
über. 

'nsgesamt ist festzustellen,  daß  in  der 

Bundesrepublik nur ca. 10% der Jugendli- 
chen eines Altersjahrganges ohne Ausbil- 
dung bleiben. Die Bundesrepublik nimmt 
mit dieser niedrigen Rate eine Spitzenstel- 
lung im internationalen Vergleich ein. Die- 
se herausragende Leistung war und ist 
nur durch das freie Engagement der ge- 
sellschaftlichen Kräfte zu erreichen. Die 
Förderung der Berufsausbildung durch 
den Staat kann nur subsidiär sein. Berufs- 
ausbildung ist und bleibt eine Aufgabe der 
Wirtschaft, die sie aus eigener Kraft lösen 
muß, wie 1983 bestätigt hat. Der Staat wä- 
re mit dieser Aufgabe überfordert. 

An zwei Beispielen läßt sich verdeutlichen, 
was eine Politik der fortlaufenden Staats- 
eingriffe kosten würde: 1983 wurden 
46300 Ausbildungsverträge mehr als im 
Vorjahr abgeschlossen. Hätte der Staat 
diesen Zuwachs finanziert, wären — mit 
den Kostenansätzen des Sonderpro- 
gramms gerechnet — Ausgaben von 
1 Mrd. DM erforderlich gewesen. 
Ein anderes Beispiel zeigt: 
Eine dreijährige Ausbildung kostet im 
Schnitt 40000 DM. Wer staatliche Ausbil- 
dungsprogramme für nur 10000 Jugendli- 
che fordert, fordert damit zugleich Staats- 
ausgaben in Höhe von 400 Mio. DM. 
Auch 1984 wird es keine speziellen Hilfs- 
programme geben. Gleichzeitig wiederho- 
le ich aber die Zusage, daß es auch keine 
gesetzliche Umlagefinanzierung geben 
wird. 
Die Bundesregierung wird dagegen tätig 
werden auf folgenden Gebieten: 
— Innerhalb   des  öffentlichen   Dienstes 
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wird die Zahl der Auszubildenden in den 
Berufen nach dem Berufsbildungsgesetz 
weiterhin erhöht werden. 

— Auf Anregung des Bundeskanzlers 
werden Beauftragte der Länder und des 
Bundes in einer politischen Kommission 
Möglichkeiten zusätzlicher Maßnahmen 
der öffentlichen Hand in der Berufsbildung 
beraten. Die Kommission steht unter mei- 
ner Leitung. 

— Teil der subsidiären Bundesförderung 
ist das Benachteiligungsprogramm. Die 
Bundesregierung hat die Förderung der 
Ausbildung benachteiligter Jugendlicher 
erheblich ausgeweitet. Die Bundesanstalt 
für Arbeit hat die bereitgestellten Mittel 
optimal eingesetzt und dadurch ermög- 
licht, daß jetzt 9000 Jugendliche im Be- 
nachteiligungsprogramm gefördert wer- 
den: 6500 — das entspricht den Planun- 
gen — in der überbetrieblichen Ausbil- 
dung, 2500 — das ist deutlich mehr als 
erwartet wurde — in „ausbildungsbeglei- 
tenden Hilfen". Das Benachteiligtenpro- 
gramm hat damit über die Erwartungen 
hinaus  zur  positiven  Ausbildungsbilanz 
1983 beigetragen. 

Prognose 1984: 
1984 wird erneut ein schwieriges Jahr der 
Berufsausbildung. Auf der Grundlage er- 
ster Beratungen der Sachverständigen in 
den Gremien des Bundesinstituts für Be- 
rufsbildung ist mit einer Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen von rd. 710000 bis 
730000 zu rechnen. Bei dieser Schätzung 
gehen wir von einer Schwankungsbreite 
von nicht einmal 3% aus. Dieser Ansatz ist 
in seinen Grundannahmen unumstritten. 

Die Beratungen haben deutlich gemacht, 
daß es auf der Grundlage der Erfahrungen 
des Jahres 1983 besonders schwierig ist, 
die Ausbildungsplatznachfrage 1984 exakt 
vorauszuschätzen, denn das Bildungsver- 
halten ist zur Zeit schwer vorhersehbaren 
Änderungen unterworfen. 

Zu nennen sind insbesondere die wach- 
sende Abiturientennachfrage nach be- 
trieblicher Berufsausbildung und die 
wachsende Nachfrage sogenannter Altbe- 
werber. Gemeint sind damit Schulabgän- 
ger aus früheren Jahren sowie zuneh- 
mend auch Jugendliche, die eine Zweitleh- 
re anstreben, um ihre Arbeitsmarktchan- 
cen zu verbessern. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Gewerk- 
schaften auch in diesem Jahr abweichen- 
de Berechnungen zur Ausbildungsplatzsi- 
tuation vorlegen werden. Es ist das gute 
Recht der Gewerkschaften, eigene Vor- 
stellungen, statistische Definitionen und 
neue Begriffe in die Berufsbildungsdiskus- 
sion einzuführen. Die Bundesregierung ist 
allerdings gehalten, ihre Aussagen inner- 
halb des gesetzlich festgelegten Rahmens 
zu machen. 

Der angebliche Zahlenstreit ist ein Streit 
um Definitionen. So spielt in der gewerk- 
schaftlichen Argumentation der Begriff 
der Dunkelziffer eine große Rolte, diese ist 
nicht näher zu bestimmen. Die gesetzliche 
Definition verzichtet daher darauf. Die Exi- 
stenz von Dunkelziffern ist nicht zu be- 
streiten, darauf wird im übrigen auch im 
Berufsbildungsbericht hingewiesen. ZU 
bestreiten ist allerdings, daß man sie be- 
rechnen kann. 
Zur Verwirrung trägt auch eine andere An- 
nahme bei, die von unerfüllten Ausbil- 
dungsplatzwünschen Jugendlicher ausge' 
hen, die deshalb in andere Bildungsgänge 
ausgewichen sind. Auch mit den aus die- 
ser Überlegung abgeleiteten Zahlen läßt 
sich nicht operieren. Zum einen liegen uns 
keinerlei gesicherte Angaben darüber vor, 
in welchem Umfang derartige Annahmen 
überhaupt zutreffen, zum anderen haben 
sich in allen Zeiten die Ausbildungswün- 
sche auch an dem jeweiligen Stellenange- 
bot orientieren müssen. 
Ein ähnliches Verwirrspiel wird mit den 
Monatsmeldungen der Bundesanstalt für 
Arbeit  aus  der   BerufsberatungsstatistiK 
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betrieben. Es ist dringend davor zu war- 
nen, mit Hochrechnungen eine neue Welle 
der Hysterie zu produzieren! Schon jetzt 
sind Jugendliche und ihre Eltern hochgra- 
dig verunsichert. Daraus entstehen dann 
Uberreaktionen, z. B. Mehrfachbewerbun- 
9en, die das Klima belasten und zu einer 
Unnötigen Dramatisierung führen. Um dies 
2u verhindern, wird zur Zeit die Zweckmä- 
ßigkeit von Annahmekarten geprüft. Eine 
Meldepflicht der Unternehmen wird es in 
keinem Fall geben. 
Vertrauen statt Drohen bedeutet auch, die 
bestehenden Vorschriften darauf zu über- 
prüfen, ob und wie sie zugunsten der Aus- 
bildung geändert werden können. Im Hin- 
blick auf den Abbau „ausbildungshem- 
^ender" Vorschriften gibt es Kontrover- 
sen. Viel zuwenig bekannt ist aber, daß die 
Bundesregierung Vorschriften erwägt zu- 
9unsten der Ausbildung, die außerhalb je- 
der Kontroverse sind. 
Hierzu ein Beispiel: Nach der vorgesehe- 
nen Vorruhestandsregelung sollen auch 
Jugendliche zur Ausbildung als Ersatz- 
kräfte für ausscheidende Arbeitnehmer 
eingestellt werden können. Die Bundesan- 
stalt für Arbeit leistet ihren Zuschuß, wenn 
nach Ausscheiden eines älteren Arbeit- 
nehmers ein Auszubildender eingestellt 
wird und bei Beschäftigung dieses Auszu- 
bildenden über die Zahl der in den letzten 
drei Jahren bestehenden Ausbildungsver- 
baltnisse hinausgeht. Dies gilt insbeson- 
dere für Betriebe, die in der Regel nicht 
^ehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigen. 
Damit wird ein besonderer finanzieller An- 
reiz zur Schaffung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze in einem Unternehmensbe- 
reich gegeben, der traditionell eine hohe 
^usbildungsleistung bringt. Ferner ist dar- 
auf hinzuweisen, daß bei den Beschäfti- 
9ungsgrenzen erstmals Auszubildende 
nicht mitgezählt werden. Dies ist eine alte 
Forderung auch im Hinblick auf das 
Schwerbehindertengesetz, für das nun 
ebenfalls eine entsprechende Regelung 
v°rgesehen ist. 
Die Phase der unaufhaltsam wachsenden 

Nachfrage nach Ausbildungsplätzen liegt 
aller Voraussicht nach hinter uns. Die Zahl 
der Schulabgänger aus der Sekundar- 
stufe I wird voraussichtlich 1986 um 90000 
unter der Zahl liegen, mit der für 1984 zu 
rechnen ist. Die Nachfrage wird sicherlich 
weniger rasch abnehmen als die Schulab- 
gängerzahlen, weil auch in den kommen- 
den Jahren noch mit vielen Altbewerbern 
und einer zunehmenden Zahl von Abitu- 
rienten gerechnet werden muß. Aber das 
„Licht am Ende des Tunnels" ist doch er- 
kennbar. 
In der Bundestagsdebatte erklärte MdB 
Klaus Daweke: 
Wir appellieren an die Wirtschaft, auch 
1984 wieder alle Anstrengungen zu unter- 
nehmen und jegliche Reserven zu mobili- 
sieren. Dieser Appell richtet sich vor allem 
an die Großbetriebe, die 1983 ihre Ausbil- 
dungsleistung nur um ein Prozent gestei- 
gert haben und insgesamt lediglich 14 
Prozent der Lehrlinge ausbilden. Die Ver- 
bundausbildung, bei der mehrere — klei- 
nere — Betriebe zusammen ein vollständi- 
ges Ausbildungsangebot bereitstellen, 
sollte ausgeweitet werden. Bei den Tarif- 
partnern sollte die Höhe der Ausbildungs- 
vergütung in die Überlegungen zur Bereit- 
stellung von mehr Lehrstellen einbezogen 
werden. Schließlich konnten beispielswei- 
se bei der chemischen Industrie, wo 1983 
auf die Anhebung der Ausbildungsvergü- 
tung verzichtet wurde, aufgrund der Ein- 
sparungen 16,3 Prozent mehr Ausbil- 
dungsplätze zur Verfügung gestellt wer- 
den als im Jahr zuvor. 
Die Bundesregierung hat mit dem Abbau 
ausbildungshemmender Vorschriften be- 
gonnen. Im Rahmen der vorgesehenen 
Vorruhestandsregelung sollen Jugendli- 
che zur Ausbildung als Ersatzkräfte für 
ausscheidende Arbeitnehmer eingestellt 
werden. Diese Maßnahmen leisten einen 
zusätzlichen Beitrag zur Bewältigung der 
z. Z. noch weiter wachsenden Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen. Auch für 1984 
muß gelten, daß jeder Jugendliche die 
Chance einer Ausbildung erhält. 



UiD 3 • 26. Januar 1984 • Seite 8 

DGB 

Breits Anwürfe 
sind völlig haltlos 
Zu den Anwürfen des DGB-Vorsit- 
zenden Ernst Breit bei der Neujahrs- 
pressekonferenz des DGB gegen 
Bundeskanzler Heimut Kohl und die 
CDU-geführte Bundesregierung er- 
klärt der Vorsitzende der Arbeitneh- 
mergruppe der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Otto Zink: 

Mit seinem verbalen Amoklauf bei der 
Neujahrspressekonferenz gegen 

Bundeskanzler Helmut Kohl und die Koali- 
tion der Mitte hat Ernst Breit dem DGB ei- 
nen Bärendienst erwiesen. Er wirft der Re- 
gierung vor, zu ihrem Konzept gehöre die 
Verschlechterung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Arbeitnehmer. Die 
Realität sieht anders aus: 
• 1981 und 1982 sanken die Reallöhne 
der Arbeitnehmer. 1983, im ersten Regie- 
rungsjahr der Koalition der Mitte, sanken 
sie nicht mehr, weil es gelungen ist, den 
Preisanstieg unter 3 Prozent zu drücken. 
• Die hohen Zinsen, die neben den mit- 
telständischen Betrieben gerade die Ar- 
beitnehmer schwer belasten, konnten 
spürbar gesenkt werden. 
• Der unaufhaltsame Anstieg der Ar- 
beitslosenzahlen seit Februar 1980 konnte 
1983 gestoppt werden, seit September 
sinken die saisonbereinigten Zahlen. 
Die gleiche Realitätsblindheit zeigt die Be- 
hauptung von Ernst Breit, der DGB forde- 
re seit 1977 Arbeitszeitverkürzungen, För- 
derung des qualitativen Wachstums und 
soziale Beherrschung des technischen 
Fortschritts zur Wiederherstellung der 
Vollbeschäftigung, die CDU-geführte Bun- 
desregierung aber habe das Gegenkon- 
zept der Unternehmer zum Regierungs- 
programm erhoben. 

• Der von der Bundesregierung vorge- 
legte Gesetzentwurf für eine Vorruhe- 
standsregelung sieht beträchtliche öffent- 
liche Zuschüsse vor. Er ist die einzige 
Form der Arbeitszeitverkürzung, bei der 
— durch die Bedingungen, an die der öf- 
fentliche Zuschuß geknüpft ist — ein mas- 
siver Anreiz zur Wiederbesetzung des Ar- 
beitsplatzes steht. Wenn der DGB einer- 
seits die Einführung der 35-Stunden-Wo- 
che bei vollem Lohnausgleich fordert und 
andererseits beklagt, eine akzeptable Vor- 
ruhestandsregelung sei von den Tarifpar- 
teien nicht finanzierbar, weil der vorgese- 
hene öffentliche Zuschuß zu niedrig sei, 
macht er sich lächerlich. 

• Die CDU-geführte Bundesregierung ist 
nicht der Meinung, daß Staat und Politiker 
den Bürgern vorzuschreiben haben, wel- 
che Qualität das wirtschaftliche Wachstum 
haben soll. Allenfalls fordert das Gemein- 
wohl die korrigierende und ergänzende 
Tätigkeit des Staates z. B. im Umwelt- 
schutz, im sozialen Wohnungsbau oder 
bei der Förderung der Wohneigentumsbil- 
dung. All das entspricht dem, was die 
CDU-geführte Bundesregierung getan 
hat. 

• Wo technischer Fortschritt verschlafen 
worden ist, geht es nicht um seine soziale 
Beherrschung, sondern um die Bewälti- 
gung der Krise. Die Bundesregierung hat 
mit ihren Subventionen für den Kohleberg- 
bau und die Stahlunternehmen, mit der 
Ausdehnung der Kurzarbeiterregelung 
und der Verdoppelung der Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen massive Hilfen zur 
Bewältigung der sozialen Probleme gege- 
ben, die sich aus der verfehlten Wirt- 
schafts- und Technologiepolitik der SPD- 
geführten Bundesregierungen und aus 
Managementfehlern einzelner Unterneh- 
men ergeben haben. Ihre Hauptaufgabe 
besteht jetzt darin, den technischen Fort- 
schritt zu fördern, damit nicht weitere Un- 
ternehmen zusammenbrechen und Hun- 
derttausende von Arbeitsplätzen verloren- 
gehen. 
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INFORMATION 

Helmut Kohl bei Reagan 
Bundeskanzler Kohl wird sich vom 3. bis 
6- März 1984 zu einem Arbeitsbesuch in 
den Vereinigten Staaten aufhalten. Er wird 
dabei Gespräche mit Präsident Reagan, 
^eiteren Mitgliedern der amerikanischen 
Regierung und mit Vertretern des Senats 
führen. Der Bundeskanzler wird von Bun- 
desminister Genscher begleitet werden. 

Der Besuch ist Ausdruck der vertrauens- 
vollen Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den USA. Der 
Bundeskanzler will damit die engen Kon- 
sultationen zwischen den beiden verbün- 
deten Regierungen auch nach der Ent- 
scheidung des Deutschen Bundestages 
über die Durchführung des NATO-Doppel- 
beschlusses fortsetzen und auf allen 
Nichtigen Gebieten intensivieren. 

Der Besuch wird Gelegenheit geben, die 
deutsche Interessenlage im Rahmen der 
^est-Ost-Beziehungen und der Bündnis- 
Politik darzulegen. 

^G-Parlament beschäftigte 
sich mit der 
^rauenarbeitslosigkeit 
^'n klares Bekenntnis zu den neuen Me- 
dien und zur Arbeitszeitverkürzung hat 
das Europäische Parlament in Straßburg 
a°gelegt. Der Entschließung des Parla- 
ments lag der Schlußbericht des Frauen- 
ausschusses zugrunde, der in über zwei- 
jähriger Arbeit Rückständigkeiten in der 
Entwicklung und Verstöße in der Anwen- 
dung des EG-Rechts zur Gleichberechti- 
gung in den Mitgliedstaaten aufgespürt 
^t. Bericht und Entschließung bauen auf 
den gleichfalls vom Parlament betriebenen 
Richtlinien der EG-Kommission zur 
^'eichbehandlung von Mann und Frau bei 

Beschäftigung, Berufsausbildung und be- 
ruflichem Aufstieg auf. 
Zum Abbau der Frauenanteile an der Ar- 
beitslosigkeit, von der derzeit 16 Millionen 
Menschen in der EG betroffen sind, for- 
dert das Parlament eine konzertierte Ak- 
tion der EG-Länder mit dem Ziel einer „er- 
heblichen" Verkürzung der Arbeitszeit. 
Für positive Aktionen in den Arbeitssekto- 
ren, in denen neue elektronische Produk- 
tions- und Bürotechnologien eingesetzt 
werden, soll die EG-Kommission ein Be- 
rufsbildungsprogramm ausarbeiten. 
Weiter trat das Parlament dafür ein, die 
schon in den römischen Gründungsverträ- 
gen festgeschriebene Lohngleichheit für 
gleiche Arbeit und die Präzisierung der 
EG-Richtlinien über die Diskriminierung 
weiblicher Beschäftigter in den Mitglied- 
staaten durchzusetzen. In der Debatte 
wurde darauf hingewiesen, daß selbst in 
den EG-Institutionen 62 bis 90 Prozent 
des weiblichen Personals in unteren 
Diensträngen beschäftigt werden. 

Schnell und geräuschlos 
Mit der Ausreise der sechs DDR-Bewoh- 
ner, die am Freitag in der Ostberliner US- 
Botschaft Zuflucht gesucht hatten, hat ein 
spektakuläres Ereignis ebenso schnell wie 
geräuschlos einen glücklichen Ausgang 
genommen. Hierüber sollten alle Deut- 
schen froh sein. Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion dankt allen hieran beteiligten 
Regierungen, Institutionen und Personen. 
Eine deutsch-deutsche Belastungsprobe 
konnte vermieden werden. Dies ist ein gu- 
tes Zeichen. 

Sechs Bewohner der DDR hatten einen 
ungewöhnlichen Weg beschriften, um je- 
ne Freizügigkeit der Ausreise zu errei- 
chen, die ihnen ihr Staat nicht gewähren 
wollte. Dabei ist offensichtlich, daß dieser 
Fall Nachahmungen nicht zuläßt. Um so 
schwerer wiegt der Gedanke an die un- 
gleich größere Zahl von Fällen, in denen 
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deutsche Landsleute bisher vergeblich 
beantragten, die DDR zu verlassen. 
„Schwerpunkt unserer Deutschlandpolitik 
bleibt es, auf einen Zustand in Deutsch- 
land hinzuwirken, der ungehinderte Ein- 
und Ausreisen in beiden Richtungen zu- 
läßt", stellt MdB Eduard Lintner fest. 

Regierung hält Wort 
Zu den Vorwürfen des Präsidenten des 
Deutschen Städtetages, Oberbürgermei- 
ster Samtlebe (SPD), der Bund habe die 
Konsolidierung seines Haushalts zu La- 
sten der Gemeinden vorgenommen, er- 
klärt der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen, Fried- 
rich Voss: Die Vorwürfe sind unzutreffend. 
Im Gegenteil. Durch das Haushaltsbegleit- 
gesetz 1984 und das Steueränderungsge- 
setz 1984 einschließlich der Auswirkungen 
in den kommunalen Finanzausgleichen 
werden die Haushalte der Kommunen 
1984 um 1,2 Milliarden DM und 1985 um 
1,6 Milliarden DM entlastet. Zusammen mit 
der Bestandsgarantie für die Gewerbe- 
steuer, die der Bundeskanzler im Juni 
1983 vor der Hauptversammlung des 
Deutschen Städtetages ablegte, sind dies 
Dokumente der Kommunalfreundlichkeit 
des Bundes. 

RentenfInanzen entlastet 
Die Lage der Rentenfinanzen haben sich 
etwas gebessert, die Liquiditätsprobleme 
dieses Jahres könnten gemildert werden. 
Das erklärte der Parlamentarische Staats- 
sekretär im Arbeitsministerium, Franke 
(CDU), vor Journalisten in Bonn. Ende 
1983 seien statt der vorausgeschätzten 
13,9 Milliarden tatsächlich 15 Milliarden 
DM in den Kassen der Rentenversiche- 
rungsträger gewesen. Das entspreche ei- 
ner Reserve von 1,4 Monatsausgaben. Bis 
1987 könne diese Schwankungsreserve 
aufgrund der neuen Zahlen nicht nur wie 
geplant auf 22 Milliarden, sondern auf 25 

Milliarden DM steigen. Die Mehreinnah- 
men kommen laut Franke aus steigenden 
Pflichtbeiträgen. Das seien Zeichen einer 
höheren Beschäftigung. 

Führungswechsel bei der 
Schüler Union 
Die Schüler Union hat in Bonn den Gym- 
nasiasten Volker Streu (17) aus Hamburg 
zum neuen Bundessprecher gewählt. Vol- 
ker Streu tritt damit die Nachfolge von Pe- 
ter Stefan Herbst an, der ein Jahr lang die 
mit über 38500 Mitgliedern größte Schü- 
lerorganisation der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgreich geführt hat. 
Zu den beiden neuen stellvertretenden 
Bundessprechern wurden Carsten Mayer 
aus Duisburg und Horst Junker aus Ingol- 
stadt gewählt. 

IG Metall läßt 
„die Katze aus dem Sack" 
Zu der verschärften Kontroverse um die 
Einführung der 35-Stunden-Woche erklärt 
der stellvertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Adolf Müller 
(Remscheid): Nachdem die Skepsis bei 
den angeblich begünstigten Arbeitneh- 
mern weiter wächst, lassen einzelne Ideo- 
logen, vor allem der IG Metall, endlich die 
Katze aus dem Sack: Das Thema Wochen- 
arbeitszeitverkürzung dient ihnen lediglich 
als Vorwand für eine in das Gewand einer 
Tarifauseinandersetzung gekleideten ge- 
sellschaftspolitischen Machtprobe. 
Mit einem auf dem Rücken der Arbeitneh- 
mer ausgetragenen Arbeitskampf soll ge- 
testet werden, inwieweit es gelingt, den 
am 6. März 1983 demokratisch bestätigten 
Kurswechsel doch noch zu verhindern- 
Man hofft, daß man möglichst viele durch 
Agitation emotionalisierte Arbeitnehmer in 
der aufgeheizten Atmosphäre eines Ar- 
beitskampfes durch Klassenkampfparolen 
und ideologische Feindbilder beeindruK- 
ken könnte. 
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JUGENDSCHUTZ 

Das neue Gesetz ist für - 
nicht gegen junge Menschen 
Der Gesetzentwurf zur Neuregelung 
des Jugendschutzes in der Öffent- 
Hchkeit, das aus dem Jahre 1951 
°zw. 1957 stammt, ist dringend re- 
formbedürftig. Die Situation der jun- 
9en Generation hat sich in den letz- 
ten zwei bis drei Jahrzehnten grund- 
tegend gewandelt. Damit sind auch 
neue Gefährdungen aufgetreten, wie 
*• B. im Bereich der menschenver- 
achtenden Videofilme und der elek- 
tronischen Spielautomaten, die neue 
Schutzmaßnahmen für die junge 
Generation dringend notwendig 
^aQhen. 
Leider ist die sozial-liberale Bundesre- 

gierung nicht in der Lage gewesen, 
rechtzeitig dieser schlimmen Entwicklung 
Rechnung zu tragen. Es gilt nun, ein zeit- 
9erechtes, überschaubares und praktika- 
bles Gesetz zu schaffen. Neben dem ge- 
glichen Jugendschutz muß aber auch 
Erstarkt Wert auf einen erzieherischen 
Jugendschutz gelegt werden, der die Ju- 
9end resistent gegen negative Einflüsse 
^acht und ihre Kritikfähigkeit fördert. 
Dazu stellte Bundesminister Heiner Geiß- 
ler bei der 1. Lesung im Deutschen Bun- 
destag fest: 
'• Dieses Gesetz schützt die Würde des 
Menschen, so wie das Grundgesetz es 
Uf|s aufträgt. Das Jugendschutzgesetz 
ist ein Gesetz für — nicht gegen junge 
Menschen. 
Binder sind besonders schutzbedürftig, 
^eil sie die Schwächeren sind. Aufgabe 
cles Staates ist es daher, auch mit den 

Mitteln des Jugendschutzes solche Ge- 
fährdungen in der Öffentlichkeit zurückzu- 
drängen, die die Menschenwürde und die 
körperliche und geistig-seelische Entwick- 
lung von Kindern und Jugendlichen beein- 
trächtigen. Das Jugendschutzgesetz will 
also nicht junge Menschen bei der Gestal- 
tung ihrer Freizeit gängeln, sondern Er- 
wachsene daran hindern, Kinder und Ju- 
gendliche zum Schaden für ihre Gesund- 
heit oder psychische Entwicklung zu miß- 
brauchen. 

2. Das Jugendschutzgesetz verhindert, 
daß Erwachsene auf Kosten junger Men- 
schen Geschäfte machen. 
An jungen Menschen läßt sich heute viel 
Geld verdienen. Nach einer kürzlich veröf- 
fentlichten Umfrage verfügen 13- bis 
14jährige heute über eine monatliche Ge- 
samtkaufkraft von 73 Millionen DM, 15- bis 
16jährige über 237 Millionen DM und 17- 
bis 18jährige über 647 Millionen DM. Der 
Anreiz, diese Kaufkraft ohne Rücksicht 
auf eventuelle negative Folgen für junge 
Menschen auszubeuten, ist groß. Das 
muß mit den Mitteln des Jugendschutzes 
verhindert werden. 

Eine besonders üble Form des Geschäfte- 
machens auf Kosten von Kindern und Ju- 
gendlichen ist die Vermarktung von Video- 
kassetten mit brutalen Machwerken, die 
die Menschenwürde eklatant verletzen. Es 
ist erschreckend, daß Filme auf Videokas- 
setten mit unmenschlich grausamen und 
brutalen Darstellungen heute den Umsatz- 
schwerpunkt auf dem Videokassetten- 
markt bilden. Besonders alarmierend ist 
dabei aber, daß  solche Kassetten auch 
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Kindern und Jugendlichen vielerorts ohne 
weiteres zugänglich sind und daß viele 
Kinder und Jugendliche solche Kassetten- 
programme bereits gesehen haben. 
Zahlreiche Horror- und Gewaltfilme im ak- 
tuellen Programmangebot auf Videokas- 
setten sind jedoch nicht nur jugendge- 
fährdend, sie überschreiten vielmehr we- 
gen der exzessiven Art und Weise der Ge- 
waltdarstellung auch die Schwelle der So- 
zialschädlichkeit. Damit sind sie prinzipiell 
auch strafrechtlich relevant. 
Es ist daher nur konsequent und zu be- 
grüßen, daß der Entwurf der Koalitions- 
fraktionen auch eine Verschärfung des 
Gewaltdarstellungsverbots in § 131 StGB 
vorsieht. Nach dem Entwurf sollen künftig 
Herstellung, Verbreitung und Einfuhr von 
Medien mit grausamen oder sonst un- 
menschlicher Darstellung von Gewalttätig- 
keiten gegen Menschen auch dann straf- 
rechtlich verboten sein, wenn mit diesen 
Darstellungen im konkreten Fall keine Ver- 
herrlichung oder Verharmlosung der Ge- 
walttätigkeit verbunden ist. 

3. Das Jugendschutzgesetz ist ein Ge- 
setz für Eltern und Familien. 
Der vorliegende Gesetzentwurf respek- 
tiert den verfassungsrechtlichen Vorrang 
der Elternverantwortung. Nach unserer 
Verfassung ist es in erster Linie Recht und 
Pflicht der Eltern, ihre Kinder zu erziehen. 
Aber Elternrecht bedeutet auch Elternver- 
antwortung. Deshalb appelliere ich an alle 
Eltern, dafür zu sorgen, daß extreme Ge- 
walt- und Pornofilme Jugendlichen nicht 
zugänglich sind. 
Der vorliegende Gesetzentwurf erleichtert 
den Eltern diese Aufgabe. Die amtliche 
Freigabe von Videokassetten mit entspre- 
chender Kennzeichnung durch ein Siegel 
soll den Eltern konkrete Orientierungshilfe 
bieten, damit sie ihre Verantwortung auch 
wirklich wahrnehmen können. Eltern, Leh- 
rer und Erzieher werden künftig ohne wei- 
teres sofort erkennen können, welche Vi- 
deokassetten nicht für Kinder und Ju- 
gendliche geeignet sind.  Zwar gilt das 

strafrechtliche Verbot der Einfuhr und Ver- 
breitung exzessiver Filme nach § 131 
StGB auch für das Fernsehen. Für den Ju- 
gendschutz gelten jedoch die Regelungen 
der jeweiligen Verträge. Es kann jedoch 
kein Zweifel daran bestehen, daß Zielset- 
zungen und Inhalt dieser Gesetze auch 
Maßstäbe und Grenzen markieren sowohl 
für das öffentlich-rechtliche als auch für 
das private Fernsehen. 
Ich werde als Jugendminister auch darauf 
hinwirken, daß bei der Programmzusam- 
menstellung — vor allem im Vorabendpro- 
gramm, dem viele Schulkinder zuschauen 
— die Sendungen mit Gewaltszenen un- 
terbleiben. 
Die Sendung von Filmen mit Gewaltdar- 
stellung — dieses gilt auch für Comics -j 
muß unterbleiben. Was den Videoherstel- 
lern verboten ist, darf dem Fernsehen 
nicht erlaubt sein. 
Selbstkontrolle für das Fernsehen ist bes- 
ser als staatliche Aufsicht, aber das Inter- 
esse der Fernsehanstalten darf nicht 
schwerer wiegen als der Schutz junger 
Menschen. Es wird deshalb von der Pro- 
grammgestaltung in diesem Sinne abhän- 
gen, ob in der Zukunft zusätzliche gesetz- 
liche Initiativen ergriffen werden müssen, 
um die Einhaltung des Jugendschutzes 
auch beim Fernsehen sicherzustellen. 

4. Das Jugendschutzgesetz stellt den 
Fortschritt in den Dienst des Menschen- 
Die Videotechnik gibt dem Menschen 
neue Möglichkeiten für seine Freizeit. Sie 
kann aber auch mißbraucht werden. Wir 
wollen auch hier die technologischen 
Möglichkeiten nicht verteufeln, sondern 
ihren Mißbrauch gegen den Menschen 
und seine Würde verhindern. Die Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit in Artikel 5 
Abs. 1 GG ist ein besonders wichtiges 
Grundrecht. Diese Freiheit ist jedoch nicht 
schrankenlos. Nicht alles, was möglich ist- 
ist auch sittlich erlaubt. Die Leitnorm die' 
ser Bundesregierung ist nicht die schran- 
kenlose, sondern die verantwortete Frei- 
heit. 
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CDU HESSEN 

Kämpferische Hessen-Union 
geschlossen hinter Walter Wallmann 
Der hessische SPD-Landesge- 
schäftsführer Giani hatte sich schon 
lebhaft ausgemalt in welches politi- 
sche Strafgericht der CDU-Landes- 
vorsitzende Walter Wallmann auf 
dem 60. Landesparteitag der Hes- 
sen-Union gehen werde. Schließlich 
habe Wallmann ja die Wahl verloren, 
und unter seiner politischen Führung 
habe die CDU die Position der stärk- 
sten politischen Kraft in Hessen ein- 
gebüßt. Doch für Giani und die SPD 
gab es am Wochenende (21. Januar 
1984) in Friedberg auf dem 60. Lan- 
desparteitag der CDU Hessen statt 
erwünschter politischer Lust nur 
Frust. 
Mit einem Traum-Ergebnis von 448 Ja- 

stimmen bei 464 abgegebenen Stim- 
men stellte sich die hessische CDU de- 
monstrativ hinter ihren Landesvorsitzen- 
den und damit hinter dessen politischen 
Kurs. Statt Scherbengericht, wie die SPD 
es sich herbeigewünscht hatte, demon- 
striert die hessische CDU abermals ihre 
Fähigkeit, Erfolge wie Niederlagen in soli- 
darischem Geist zu tragen. Keine Spur 
von Resignation oder politischer Wehlei- 
digkeit. Statt dessen ein kämpferisches 
-jetzt erst recht", zu dem Walter Wallmann 
die Delegierten in der Friedberger Stadt- 
halle aufrief. 
Wallmann nutzte das Partei-Forum zu ei- 
ner schonungslosen Abrechnung mit der 
hessischen SPD und ihrem Landesvorsit- 
zenden, den er als „den unüberbietbaren 
Opportunisten und Anpasser in der Nach- 
kriegszeit"   charakterisierte.   Börner   sei 

zum Aussteiger aus seiner eigenen Politik 
geworden. Die SPD habe ihre Kehrtwen- 
dung um 180 Grad aus blankem Opportu- 
nismus vollzogen und sei kein berechen- 
barer politischer Faktor mehr. Wallmann 
warf Börner und der SPD weiter vor, „über 
Nacht" wesentliche Positionen verlassen 
zu haben, die sie jahrelang selbst be- 
schworen hätten. Es sei schlimm für die 
Demokratie und peinlich für die SPD, wie 
sich Börner und seine Partei vor dem 
Wahltag eingelassen und wie sie sich da- 
nach verhalten hätten. Dafür gebe es kei- 
ne Entschuldigung. 
Der hessischen CDU wies Wallmann für 
den Kampf um eine bessere Politik für 
Hessen die Rolle der Opposition zu. CDU- 
Politik habe sich immer und werde sich 
auch in Zukunft am Wohl des Staates und 
der Menschen orientieren. Die CDU stelle 
das Gemeinwesen vor das Parteiinteres- 
se. Deshalb sei eine destruktive Haltung 
für die Union niemals möglich. 
Die rotgrüne Herausforderung nehme die 
CDU kampfentschlossen und geschlos- 
sen an, sagte Wallmann weiter und kün- 
digte eine „unnachgiebige Opposition" an. 
Schließlich sei die hessische CDU die er- 
ste Landespartei in der Geschichte der 
Bundesrepublik, die in parlamentarischer 
Opposition gegenüber einem Bündnis ste- 
he, das von einer eindeutig antiparlamen- 
tarischen Gruppierung wesentlich mitbe- 
stimmt werde. Wallmann wörtlich: „Gegen 
die verhängnisvolle Politik, die damit vor- 
gezeichnet ist, werden wir kämpfen mit al- 
ler Kraft, mit aller Entschlossenheit und 
zugleich mit aller Besonnenheit. Denn es 
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wird nicht nur um Sachthemen gehen, es 
wird auch um das Verfassungsverständ- 
nis, um unsere parlamentarische Staats- 
ordnung gehen. Börner und seine grünen 
Partner sollen sich nicht einbilden, sie hät- 
ten nun freie Bahn." 
Walter Wallmann, dessen Rede immer wie- 
der vom Beifall der Delegierten unterbro- 
chen wurde, präsentierte sich am Wo- 
chenende mit kämpferischer Entschlos- 
senheit als ein Mann, der aus Nie- 
derlagen neue, ungeahnte Kräfte schöpft. 
Und die hessische CDU ist nur zu gerne 
bereit, die von Wallmann aufgezeigte poli- 
tische Linie für die künftige Auseinander- 
setzung mit dem rotgrünen Links-Kartell 
mit Engagement zu verfolgen. Sie wird 
Börner bis zum Ende der Legislaturperio- 
de mit seinen Wortbrüchen und mit seiner 
arbeitnehmerfeindlichen Politik konfrontie- 
ren. Sie wird die Politik der Wählertäu- 
schung und jede rotgrüne Verweigerung 
unerbittlich angreifen. 
Schließlich hat Walter Wallmann den Dele- 
gierten die Folgen des rotgrünen Bündnis- 
ses drastisch vor Augen geführt: Gefahr 
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze, Ab- 
koppelung Hessens vom Konjunkturauf- 
schwung in der Bundesrepublik, Verhin- 
derung des technologischen Fortschritts, 
Vernichtung bestehender Arbeitsplätze. 
Vergleiche man die Forderung der Grünen 
mit den Beratungsergebnissen des SPD- 
Landesvorstandes, dann steht nach Ein- 
schätzung Wallmanns fest, daß inzwi- 
schen die Grünen der SPD Bedingungen 
stellen und daß sie in wichtigen Bereichen 
zum wesentlichen Entscheidungsfaktor 
der hessischen Landespolitik würden, 
auch wenn sie sich zunächst nur teilweise 
durchsetzen könnten. Schon die bisheri- 
gen Verabredungen und Verhandlungen 
über konkrete Sachfragen signalisierten 
eine verhängnisvolle Entwicklung für die 
nächsten Jahre in Hessen. 
Für Walter Wallmann sind aber nicht nur 

die schädlichen wirtschaftlichen und so- 
zialen Konsequenzen der grünroten Vor- 
stellungen Gegenstand der Kritik, sondern 
auch und in besonderem Maße das unver- 
ändert gebliebene politische Grundver- 
ständnis der Grünen, das sie seiner Mei- 
nung nach eindeutig politikunfähig mache. 
Positionen der Grünen, die in eklatantem 
Widerspruch zu unserer Verfassung und 
zurSozialen Marktwirtschaftstünden, sollen 
durch ein Bündnis mit der SPD politikfähig 
gemacht werden. Dabei bleibe ein soge- 
nanntes basis-demokratisches Politikver- 
ständnis eindeutig gegen die parlamenta- 
rische Demokratie gerichtet, auch wenn 
sich die SPD einer solchen Gruppe zur Si- 
cherung des Machterhalts bediene. 

Die Gründe für diese insbesondere ein- 
schneidenden, die Kontinuität hessischer 
Landespolitik verlassenden rotgrünen 
Wendungen, liegen nach den Worten Wall- 
manns ausschließlich im parteilichen Op- 
portunismus der SPD, die den eigenen 
Machterhalt über alles stellt. Die Absage 
an ein von der hessischen CDU mehrfach 
angebotenes Bündnis der demokrati- 
schen Parteien habe die SPD erteilt. Sie 
habe eine Politik der Vernunft und der Si- 
cherung des Fortschritts verraten. 
Für den CDU-Landesvorsitzenden steht 
fest, daß Börner und die SPD wegen des 
inneren Zustandes dieser Partei niemals 
ernsthaft bereit waren, weder nach dem 
26. September 1982 noch nach dem 25. 
September 1983, mit der Union eine neue 
Landesregierung zu bilden. Dennoch habe 
die CDU aus Verantwortung vor dem 
Land, dem sie die schwerwiegenden ne- 
gativen Folgen eines rotgrünen Bündnis- 
ses habe ersparen wollen, unablässig ihre 
Gesprächsbereitschaft bekundet. Wall- 
mann: „Gespräche, ohne sie mit Bedin- 
gungen vorweg zu belasten, waren uns 
selbstverständlich. Kapitulationsurkunden 
in Verhandlungen zu unterschreiben — 
das wird es mit der hessischen CDU nie- 
mals geben." 
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STICHWORT 

Internationale 
Initiativen 
2ur Luftreinhaltung 
Die Bundesregierung hat die Luftreinhal- 
tung zur absoluten Vorrangaufgabe er- 
klärt. Nationale Maßnahmen allein reichen 
Jedoch nicht aus; denn grenzüberschrei- 
tende Luftbelastungen müssen auch inter- 
national bekämpft werden. Diesem Ziel 
dienen folgende Aktivitäten der Bundesre- 
9ierung: 

Europaweite Einführung bleifreien 
Benzins 
2'e Bundesregierung übernimmt mit dem 
Beschluß, ab 1. Januar 1986 in der Bun- 
desrepublik Deutschland bleifreies Benzin 
einzuführen, bewußt eine Vorreiterrolle in 
der Europäischen Gemeinschaft. Mehrere 
^-Mitglieder haben inzwischen die Be- 
reitschaft erkennen lassen, künftig eben- 
falls bleifreies Benzin anzubieten. 
°ündesinnenminister Friedrich Zimmer- 
mann hat den Umweltministern der Euro- 
päischen Gemeinschaft ein Memorandum 
*ur Einführung bleifreien Benzins vorge- 
le9t. Daraufhin hat am 16. Juni 1983 der 
Bat die EG-Kommission beauftragt, bis 
*üm 15, April 1984 entsprechende Vor- 
schläge zu erarbeiten. Das Europäische 
parlament hat bereits am 6. Juni dieses 
Jahres in einer Entschließung die Mit- 
gliedsländer der Gemeinschaft aufgefor- 
dert, so schnell wie möglich bleifreies 
Benzin anzubieten. 

'"ternationale Konvention 
*u' Luftreinhaltung 
Oas Übereinkommen über die Bekämp- 
Ung weiträumiger grenzüberschreitender 

Luftverunreinigung, das von der Wirt- 
schaftskommission der Vereinten Natio- 
nen für Europa (ECE) erarbeitet und 1979 
0r> 35 Staaten unterzeichnet worden war, 

trat am 16. März 1983 in Kraft, nachdem 
es von 24 Staaten ratifiziert worden ist. Zu 

ihnen gehören unter anderem die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft — bislang noch mit Ausnahme 
Griechenlands —, die skandinavischen 
Länder, die USA und Kanada sowie die 
Sowjetunion, DDR und Ungarn. 
Damit werden die Verpflichtungen aus der 
Konvention zur Kontrolle der Luftverunrei- 
nigungen und zur Zusammenarbeit bei der 
Weiterentwicklung der Umweltschutztech- 
nik wirksam. 
Zur praktischen Durchführung des Über- 
einkommens in den Vertragsstaaten sind 
jetzt gemeinsame Strategien zur Vermin- 
derung des Ausstoßes von Luftschadstof- 
fen, insbesondere von Schwefeldioxid, zu 
erarbeiten. Dies ist die vordringliche Auf- 
gabe des Exekutivorgangs, in dem die 
Bundesrepublik Deutschland konstruktiv 
mitarbeiten wird. 

EG-Grundsatzrichtlinie „Luftreinhaltung" 
Die EG-Kommission bereitet auf Vor- 
schlag der Bundesrepublik Deutschland 
eine Grundsatzrichtlinie „Luftreinhaltung" 
vor, die den Mitgliedsländern der Gemein- 
schaft die Bekämpfung der Luftver- 
schmutzung an der Quelle nach dem je- 
weiligen Stand der Technik zur Pflicht 
macht. Die Richtlinie ist zugleich Grundla- 
ge für eine gemeinsame Strategie gegen 
das Waldsterben. 

OECD-Arbeitsgruppe 
Bei der OECD ist auf deutschen Vor- 
schlag hin eine Arbeitsgruppe eingerich- 
tet worden, die die Möglichkeiten einer in- 
ternationalen Festlegung durchgreifender 
Emissionsnormen prüfen soll. 

Gespräche mit der DDR und der CSSR 
Eine beachtliche Schwefelmenge kommt 
aus der DDR und der CSSR zu uns. Des- 
halb ist dieses Problem zwischen den 
Grenzbevollmächtigten der CSSR und der 
Bundesrepublik Deutschland eingehend 
erörtert worden. Mit der DDR ist in Kürze 
ein Informationsaustausch auf Experten- 
ebene über Techniken der Rauchgasent- 
schwefelung geplant. 
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ZITAT 

Brandts Rechnung 
Es war geradezu rührend, mit welcher Ein- 
fühlsamkeit am Abend nach der SPD-Ent- 
scheidung für das rotgrüne Bündnis in 
Hessen der amtierende Ministerpräsident 
Börner über das Wesen seines neuen 
Partners sprach. Ausgerechnet der Mann, 
der den Grünen einst mit der Dachlatte 
drohte, gibt sich jetzt als der verständnis- 
volle, väterliche Freund, der täglich das 
„Politikverständnis" seiner neuen Seil- 
schaft wachsen sieht. Börner und seine 
SPD haben es mit sich abzumachen, wel- 
chen Grad von Glaubwürdigkeit sie im Ur- 
teil der Bevölkerung noch besitzen, wenn 
sie nunmehr mit einer Gruppierung eine 
Bindung eingehen, die sie kürzlich noch 
vehement bekämpft haben. 
Was in Hessen geschieht, ist kein regiona- 
les Problem. Vielmehr hat Börner als 
Statthalter von Willy Brandt dessen Vor- 
stellung von einer Mehrheit diesseits der 
Union konkret in die hessische Landespo- 
litik umgesetzt. 

Wie es aussieht, sind weder SPD noch 
Grüne davon abzubringen. Zu sehr lockt 
beide die ihnen gemeinsame Idee von ei- 
ner starken Linken. Zu sehr ist in Hessen 
wie in der Bonner SPD-Zentrale die Faszi- 
nation verbreitet, den Weg in eine neue 
Zukunft gefunden zu haben. Für diese Illu- 
sion werfen die Sozialdemokraten gegen- 
wärtig mit einer geradezu atemberauben- 
den Geschwindigkeit nicht nur die Dach- 
latten, sondern auch ihre Überzeugungen 
packen weise weg und legen sich den Grü- 
nen zu Füßen. 

Dabei geht es nicht nur um solche Fragen 
wie das Nachtflugverbot für den Frankfur- 
ter Flughafen, obwohl dies schon als Indiz 
für die arbeitsplatzgefährdende Politik de( 
Rotgrünen ausreicht. Es geht um mehr: 
Es geht letztlich in diesem rotgrünen 
Bündnis um die Abschaffung der Sozialen 
Marktwirtschaft zugunsten eines planwirt- 
schaftlichen Systems. Niemand möge 
glauben, dafür gäbe es in der SPD keine 
Stimmen. Denn wenn die SPD tatsächlich 
vorbehaltlos auf dem Boden der Markt- 
wirtschaft stünde, hätte sie sich mit den 
Grünen gar nicht eingelassen. 
Deutschland-Union-Dienst, 19. Januar 1984 
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